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 
2016/054 

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat  

Vorlage an den Landrat  

 Beantwortung Interpellation 2016/054 von Andreas Dürr, FDP, betreffend „Spitalbaurechte“ 

vom 17. Mai 2016 

1. Ausgangslage 
 
Am 25. Februar 2016 reichte Andreas Dürr, FDP, die Interpellation 2016/054 betreffend "Spitalbau-
rechte" mit folgendem Wortlaut ein: 
 
Dem Amtsblatt Nr. 48 vom 26. November 2015 war zu entnehmen, dass der Kanton Basel-
Landschaft als Grundeigentümer die Gebäude seiner Spitalbauten in Liestal, auf dem Bruderholz 
und in Laufen im Baurecht dem Kantonsspital BL (KSBL) abgetreten hat. Die Baurechtsparzellen 
umfassen jeweils beträchtliche Flächen, präzise 30'497 m2

 (Liestal), 50'982 m2
 (Binningen) und 

20'408 m2 (Laufen). 
 
Im Zusammenhang mit der Begründung und Abtretung dieser Baurechte ersuche ich den Regie-
rungsrat um Beantwortung folgender Fragen: 
Wie lange dauern die Baurechte und welche Baurechtszinse werden bezahlt? 

 
• Bezahlte das KSBL einen Preis für die Gebäude? 
 
• Besteht eine Pflicht der Baurechtenehmerin, auf den Grundstücken ein Spital oder andere 

Gesundheitsinstitutionen im öffentlichen Interesse zu betreiben? 
 

• Bestehen weitere betriebliche Pflichten? 
 
• Wie ist der Heimfall geregelt (Heimfallentschädigung)? 
 
• Was ist vorgesehen, sollte ein Spital nicht mehr betrieben werden? 
 
• Ist der Kanton in der Verwendung der Grundstücke nach einer Spitalschliessung frei? 
 
• Sind Verfügungsbeschränkungen zu Lasten der Baurechtsnehmerin vorgesehen? 
 
• Werden durch die Baurechte bzw. deren Abtretung an das KSBL der spital- und gesundheits-

politische Handlungsspielraum des Landrates in irgendeiner Art und Weise tangiert?“ 
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2.  Die gestellten Fragen beantwortet der Regierungsrat wie folgt: 
 
Allgemeines 
 
Die Begründung der Baurechtsverhältnisse mit dem Kantonsspital Baselland als selbständiger öf-
fentlich-rechtlicher Anstalt basiert  - wie auch die Begründung der Baurechtsverhältnisse mit der 
Psychiatrie Baselland - auf der Landratsvorlage 2011-223 betreffend die Verselbständigung der 
Spitäler und der Psychiatrischen Dienste mit entsprechender Revision des Spitalgesetzes. Die 
Landratsvorlage beschreibt auch, auf welcher Basis die Baurechte zu begründen und die Bau-
rechtszinsen festzulegen sind, zu welchen Preisen die Bauten und Anlagen auf den Baurechtspar-
zellen auf die jeweilige öffentlich-rechtliche Anstalt übergehen und wie die Bezahlung erfolgt (Dar-
lehen des Kantons).  
 
Die einzelnen Baurechtsverträge sind soweit wie möglich identisch aufgebaut und ausgestaltet, in 
gewissen Fällen mussten aber Abweichungen vorgenommen werden, um die konkrete Situation 
berücksichtigen zu können. Die nachfolgenden Antworten beziehen sich auf den Regelfall.  
 

3.  Zu den einzelnen Fragen  
 
1. Wie lange dauern die Baurechte und welche Baurechtszinse werden bezahlt?  
 
Für die Einräumung des Baurechts bezahlt der Baurechtnehmer dem Baurechtgeber einen 
Baurechtszins. Der Baurechtszins wird auf Basis des Referenzzinssatzes für Mietzinsanpassungen 
(gemäss Bundesverordnung über die Miete und Pacht von Wohn- und Geschäftsräumen, SR 
221.213.11) festgelegt, und zwar jeweils für drei Jahre fest. Die Festsetzung des Baurechtszinses 
basiert zudem auf dem aktuellen Verkehrswert des Landes, wovon 80% angerechnet werden; eine 
Überprüfung und ggfs. Neubewertung des Landes kann alle 5 Jahre verlangt werden.  
 
Die Baurechtsverträge wurden gemäss § 5 der Verordnung zum Finanzhaushaltsgesetz 
grundsätzlich auf hundert Jahre fest abgeschlossen mit der Massgabe, dass eine Neufestsetzung 
des Baurechtszinses periodisch zu erfolgen hat. Die Baurechte begannen am ersten Januar 2012 
und erlöschen, sofern keine Verlängerung eintritt, am einunddreissigsten Dezember 
einundzwanzighundertelf. 

 

2. Bezahlt das KSBL einen Preis für die Gebäude? 
 

Der Baurechtnehmer übernimmt die auf der Baurechtsparzelle bestehenden Bauten und Anlagen 
gegen Bezahlung eines Übernahmepreises, wobei die Landratsvorlage 2011/223 die Methodik 
vorgeschrieben hat. Massgebend waren die Buchwerte per 31.12.2011. 

 
 

3. Besteht eine Pflicht der Baurechtnehmerin, auf den Grundstücken ein Spital oder andere Ge-
sundheitsinstitutionen im öffentlichen Interesse zu betreiben? 

Der Baurechtsnehmer ist berechtigt und verpflichtet, auf dem Areal, welchem die 
Baurechtsgrundstücke zugehören, einen Spitalbetreib im Rahmen der eidgenössischen und 
kantonalen Gesetzgebung, insbesondere der Spitalgesetzgebung, mit Bauten und Anlagen nach 
Massgabe der geltenden Bau- und Zonenvorschriften vom Kanton und Gemeinde zu betreiben. 
Um- und Erweiterungsbauten sowie Neubauten sind nur zulässig, sofern sie nach 

https://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2011/2011-223.pdf
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Spitalgesetzgebung zulässig sind und die Erfüllung des Leistungsauftrags nicht gefährden. 
Neubauten bedürfen der vorgängigen Zustimmung des Kantons als Baurechtgeber, die nicht ohne 
wichtigen Grund verweigert wird. 

 
 

4. Bestehen weitere betriebliche Pflichten? 

Der Baurechtsnehmer hat die von ihm erstellten oder übernommenen Bauten und Anlagen stets in 
einwandfreiem, betriebsfähigem Zustand zu erhalten und die hierfür erforderlichen Unterhalts- und 
Instandstellungsarbeiten vorzunehmen. 

 
 

5. Wie ist der Heimfall geregelt (Heimfallentschädigung) 

Beim ordentlichen Heimfall, das heisst dem Erlöschen des Baurechts infolge Zeitablauf oder 
Vereinbarung der Parteien, gehen sämtliche auf der Baurechtsparzelle stehenden Gebäulichkeiten 
und Anlagen in das Eigentum des Kantons als Baurechtsgeber über. Beim Heimfall sind neunzig 
Prozent des dannzumaligen Verkehrswertes der Bauten und Anlagen als Heimfallentschädigung 
abzugelten (kann mit allenfalls noch ausstehenden Darlehensforderungen des Kantons verrechnet 
werden). Zudem ist der Baurechtsnehmer verpflichtet, die für den Betrieb des Spitals 
erforderlichen Einrichtungen dem Baurechtsgeber zu marktkonformen Preisen zum Kauf 
anzubieten.  
 
Der vorzeitige Heimfall ist grundsätzlich analog geregelt, nur dass dort noch die Pflichtverletzung 
des Baurechtsnehmers als Herabsetzungsgrund zu berücksichtigen ist.  

 

6. Was ist vorgesehen, sollte ein Spital nicht mehr betrieben werden? 

Falls das Spital nicht mehr betrieben werden sollte, ist der Baurechtsgeber berechtigt, die 
Übertragung des Baurechts mit allen Rechten und Lasten auf sich selber zu verlangen. Der 
Baurechtsgeber ist zur Ausübung des Heimfallrechts berechtigt, wenn der Baurechtsnehmer die 
vereinbarte Zweckbestimmung nicht einhält.  

 
 

7. Ist der Kanton in der Verwendung der Grundstücke nach einer Spitalschliessung frei? 
 

Die Baurechtsparzellen befinden sich grundsätzlich in Zonen für öffentliche Werke (OeW-Zonen) 
mit entsprechender Zweckbestimmung. Nach der Löschung des Baurechts im Grundbuch kann der 
Grundeigentümer nach Massgabe der geltenden Bau- und Zonenvorschriften von Kanton und 
Gemeinde über das Grundstück verfügen. Wenn allerdings eine andere Zweckbestimmung 
erfolgen soll, braucht es dafür eine Nutzungsplanungsanpassung.  

 
 

8. Sind Verfügungsbeschränkungen zu Lasten der Baurechtnehmerin vorgesehen? 
 

Ja. Alle Verfügungen über das Baurecht (z.B. Teilverkauf, Übertragung des Baurechts, Belastung) 
bedürfen der vorgängigen Genehmigung durch den Baurechtsgeber. Unterbaurechte sind nicht 
gestattet. Der Baurechtsnehmer darf ohne Zustimmung des Baurechtsgebers keine 
Dienstbarkeiten oder anderweitige Belastungen auf der Baurechtsparzelle eintragen lassen, 
welche nicht spätestens bei Ablauf der ordentlichen Baurechtsdauer entschädigungslos erlöschen; 
Grundpfandrechte auf der Baurechtsparzelle dürfen nie die theoretische Heimfallentschädigung 
übersteigen. Auch die Vermietung von Teilen der Baurechtsparzelle bedarf der Zustimmung des 
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Baurechtgebers (ausgenommen einzelne Parkplätze).  
 

9. Werden durch die Baurechte bzw. deren Abtretung an das KSBL der spital- und 
gesundheitspolitische Handlungsspielraum des Landrates in irgendeiner Art und Weise tangiert? 

 
Durch die Baurechtsverträge mit den beiden öffentlich-rechtlichen Anstalten wird der 
Handlungsspielraum des Landrates in keiner Art und Weise tangiert. 
 
 
 
Liestal, 17. Mai 2016 
 Im Namen des Regierungsrates 
 der Präsident: 

 Anton Lauber 

 der Landschreiber: 

 Peter Vetter 
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